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Abkiirzungsverzeichnis

SECO Staatssekretariat fur Wirtschaft

BFS Bundesamt fur Statistik

KVF-SR Kommission flr Verkehr und Fernmeldewesen des Standerates

RK-NR Kommission flr Rechtsfragen des Nationalrats

EU Europaische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

EVD Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

BVGer Bundesverwaltungsgericht

SAKE Schweizerische Arbeitskrafteerhebung

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

EU15 Zu den EU-15 gehoren alle Mitgliedstaaten der Europaischen Union vor
der sogenannten Ost-Erweiterung im Jahr 2004

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

EU-25 Dazu gehoren die EU-15 Staaten sowie die 10 Staaten Estland, Lettland,
Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik,
Ungarn und Zypern

OR Obligationenrecht

ArG Arbeitsgesetz

AZG Bundesgesetz Uber die Arbeit in Unternehmen des 6ffentlichen Verkehrs

AZGV Verordnung zum Arbeitszeitgesetz

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

OFS Office fédéral de la statistique

CTT-CE (é‘frpmission des transports et des télécommunications du Conseil des

ats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

UE Union européenne

DFI Département fédéral de l'intérieur

DFE Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

TAF Tribunal administratif fédéral

ESPA Enquéte suisse sur la population active

PME petites et moyennes entreprises

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

UE15 Allemagne, Belgique, France, Italie, Luxembourg, Pays-Bas, Danemark,
Irlande, Royaume-Uni, Grece, Espagne, Portugal, Autriche, Finlande et
Suede.

USAM Union suisse des arts et métiers

UE-25 Les pays de ['UE-15 ainsi que Chypre, I'Estonie, la Hongrie, la Lettonie, la
Lituanie, Malte, la Pologne, la République tcheque, la Slovaquie et la
Slovénie.

co Code des obligations

LTr Loi sur le Travail

LDT Loi fédérale sur le travail dans les entreprises de transports publics

oLDT Ordonnance relative a la loi sur la durée du travail
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Post und Telekommunikation

La Poste a répondu favorablement & la demande de reconnaissance du Syndicat
autonome des postiers (SAP), apres que le TAF a confirmé qu’une telle décision relevait
de la seule compétence de I'employeur. Fort de quelque 320 membres, le SAP a ainsi
acquis le statut d’organisation représentative des collaborateurs et d’interlocuteur
légitime de la direction de I'ancienne régie. '

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Letzterem Begehren, das schon mehrmals vom Parlament sowie von den Sozialpartnern
an ihn heran getragen worden war, kam der Bundesrat Ende August entgegen, indem er
ein Massnahmenpaket zur Bekampfung der Schwarzarbeit in die Vernenmlassung gab.
Neben administrativen Erleichterungen fur Dienstleistungen im Haushalt und deutlich
scharferen  Sanktionen fUr Arbeitgeber, die Schwarzarbeiter beschaftigen
(Gefangnisstrafen und Bussen bis 1 Mio Fr.), sieht das Projekt einen verbesserten
Datenaustausch zwischen den Behoérden, eine neue, strafrechtlich fassbarere
Definition der Scheinselbstdndigkeit sowie eine Verstarkung der Kontrollkompetenzen
der paritatischen resp. der tripartiten Kommissionen vor. Wahrend sich die
Gewerkschaften auf der einen Seite, derSGV und der Baumeisterverband (als Vertreter
jener Branchen, in denen die meiste Schwarzarbeit geleistet wird) auf der anderen
Seite hinter die Vorschlage des Bundesrates stellten, legte sich der Arbeitgeberverband
quer. Er wollte nur Kontrollen durch die Kantone und die paritatischen Kommissionen
zulassen. ?

Die vom Bundesrat geplante Offensive gegen die Schwarzarbeit wurde in der
Vernehmlassung mehrheitlich begrisst, insbesondere von der Linken und den
Gewerkschaften. Die burgerlichen Parteien sowie Arbeitgeberkreise bedauerten, dass
die Ursachen der Schattenwirtschaft zu wenig berucksichtigt wurden; diese lagen bei zu
hohen Steuern und schwerfalligen administrativen Ablaufen. Gegen schérfere
Sanktionen hatten die Parteien nichts einzuwenden. Umstritten war hingegen der
Vorschlag, fehlbare Arbeitgeber bis zu fiunf Jahren von &ffentlichen Auftragen
auszuschliessen. Die SVP und der Arbeitgeberverband bezeichneten dies als
unverhaltnisméassig. Demgegentber fand der Baumeisterverband, die Massnahme sei
notig, um einen fairen Wettbewerb zu garantieren. Linke und Gewerkschaften
forderten noch héhere Bussen. Im burgerlichen Lager rief die EinfUhrung tripartiter
Kommissionen Skepsis hervor. FDP und CVP waren der Ansicht, die Uberwachung der
Branchen ohne Gesamtarbeitsvertrag sollte allein den Kantonen obliegen. Die Idee, die
Deklaration der Arbeit von Haushalthilfen zu vereinfachen, stiess allgemein auf positives
Echo, doch wollten die Blrgerlichen ,Bagatellfalle®™ wie das Babysitting davon
ausnehmen. ®

Mitte Januar unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seinen Gesetzesentwurf zur
Bekampfung der Schwarzarbeit, der verschiedene Massnahmen vorsieht, um die
Schwarzarbeit weniger attraktiv zu machen, insbesondere eine Verstarkung der
Kontrollen und eine Verscharfung der Sanktionen. Vorgesehen sind auch
administrative Erleichterungen bei den Sozialversicherungen durch die EinflUhrung
eines vereinfachten Abrechnungsverfahrens fur kleinere wirtschaftliche Tatigkeiten
(Arbeiten im Haushalt, voriibergehende oder sehr beschrénkte Erwerbsverhéltnisse).
Weiter wird die Verpflichtung der Kantone stipuliert, eine kantonale Behdrde oder
Kommission mit verstarkten Kontrollkompetenzen zu bezeichnen, mit der Méglichkeit,
die Sozialpartner einzubeziehen. Angestrebt wird eine Vernetzung der
Administrativdaten, verbunden mit der Pflicht, die Resultate der Kontrollen bei den
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Arbeitgebern zu verdffentlichen. Im Bereich des Auslanderrechts und in den
Sozialversicherungen werden die Sanktionen fur die Beschaftigung nicht gemeldeter
Arbeitskrafte strenger gefasst; zudem wird eine neue Sanktion eingefuhrt, namlich die
Moglichkeit des Ausschlusses vom 6ffentlichen Beschaffungswesen. *

Wie bereits 1998 gab das EVD die Arbeitsbeschaffungsreserven frei; damit konnten
rund 1000 Unternehmen bisher blockierte Mittel von insgesamt 350 Mio Fr. fur
Investitionen einsetzen. °

Gegen einen rechtsburgerlichen Antrag gab der Nationalrat ganz knapp mit 87 zu 86
Stimmen einer parlamentarischen Initiative Dormann, Rosmarie (cvp/pdc, LU) NR/CN
Folge, die eine Regelung der Arbeit auf Abruf verlangt. Die Initiantin machte geltend,
laut der Arbeitskrafteerhebung SAKE arbeiteten rund 160'000 Personen (5% aller
Erwerbstatigen) in dieser prekdren Form. 66% seien Frauen, 60% verflgten Uber kein
garantiertes Minimum an Arbeitsstunden. Es gehe ihr nicht darum, die Arbeit auf Abruf,
die fur einen Teil der Frauen auch positive Aspekte habe, zu verhindern, doch es
mussten gesetzliche Leitplanken geschaffen werden, um Missbrauche von Seiten der
Arbeitgeber zu verhindern. Insbesondere fordert die Initiative die Einfuhrung einer
Abrufverpflichtung, einer Ankindigungsfrist und eines vereinbarten Mindestpensums.
Gegen die Annahme der Initiative votierten die geschlossenen Fraktionen von SVP und
LP sowie eine grosse Mehrheit der FDP. ¢

Unter dem Patronat des Seco griindeten im November zahlreiche Unternehmen den
Schweizerischen Verband fur betriebliche Gesundheitsforderung. Mit ihrer freiwilligen
und offentlichen Verpflichtung zur Gesundheitsférderung am Arbeitsplatz zeigten die
Firmen ihre Bereitschaft, sich fiur die Gesundheit, Leistungsfahigkeit und
Leistungsmotivation ihrer Mitarbeitenden zu engagieren. ’

Der Nationalrat hatte 2003 mit knappem Mehr einer von der Linken und der CVP
unterstitzten parlamentarischen |Initiative Dormann Folge gegeben, welche eine
spezielle gesetzliche Regelung der Arbeit auf Abruf und dabei insbesondere einen
ausgebauten Schutz fur die Beschaftigten verlangte. Die WAK-NR beantragte nun,
dieses Ziel sei nicht weiter zu verfolgen und der Vorstoss abzuschreiben. Ein enges
gesetzliches Korsett mit Vorschriften Gber Minimalbeschaftigung, Entschadigung fur die
Zeit, wahrend der sich die Angestellten fir eine Arbeit auf Abruf bereit zu halten haben,
frihe Ankidndigung von Aufgeboten etc. wirde diese Beschéaftigungsform fur die
Unternehmer derart unattraktiv machen, dass im Endeffekt Arbeitsplatze verloren
gehen und die auf diese Weise Beschaftigten zu Arbeitslosen wurden. Die CVP-
Vertreterin Meier-Schatz (SG) wehrte sich vergeblich fur die Initiative. Da diesmal nicht
nur die SVP, die FDP und die LP, sondern auch fast die Halfte der CVP-Fraktion die
Initiative ablehnten, wurde sie mit 101 zu 79 Stimmen abgeschrieben. ®

Die Arbeitskosten variieren stark von Land zu Land. Sie bilden einen SchllUsselindikator
zum Vergleich der Attraktivitat der einzelnen Wirtschaftsstandorte. Nicht nur innerhalb
der EU als Ganzes (EU-25), sondern auch zwischen dem Norden und dem Stden der
EU15 bestehen Unterschiede. 2004 betrugen die Arbeitskosten in der Schweiz 32,9 €
pro geleistete Arbeitsstunde. Damit bildet das Land zusammen mit Dénemark (30,7 €)
und Belgien (30,0 €) die Spitzengruppe. Die Nachbarldnder der Schweiz, deren
Arbeitskosten das EU-15-Mittel (ibersteigen (Frankreich, Deutschland und Osterreich),
verzeichneten Werte zwischen 25 und 28 €. Von den sudlichen Landern der EU-15 mit
unterdurchschnittlichen Arbeitskosten wurde einzig Portugal (9,6 €) durch ein neues
Mitgliedsland der EU-25 Ubertroffen. 2004 reichte die Bandbreite der Arbeitskosten
der Neumitglieder von 11,1 (Zypern) bis hinunter zu 3,0 € (Lettland). °
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Im April 2014 lancierte die Tessiner SVP die kantonale Volksinitiative «Prima i nostri».
Sie verlangte, die Grundsatze der Masseneinwanderungsinitiative, die am 9. Februar
2014 in einer eidgendssischen Abstimmung angenommen worden war, in der
kantonalen Verfassung zu verankern. |hre Hauptforderung war die Schaffung eines
Inlandervorrangs auf dem Arbeitsmarkt: Bei der Besetzung von Arbeitspladtzen im
Tessin mussten Arbeitnehmende aus dem Tessin zukulnftig vorrangig bertcksichtigt
werden, womit gleichzeitig die Einstellung von Grenzgangerinnen und Grenzgangern
wenn moéglich vermieden werden sollte. Zudem zielte die Volksinitiative darauf ab, das
Lohndumping zu reduzieren und zu verhindern, dass Tessiner Arbeitnehmende durch
auslandische ersetzt und deshalb entlassen wurden. Zu den Urheberinnen und
Urhebern der Initiative gehdrte auch Marco Chiesa (TI, svp) als Mitglied des Grossen
Rats. Die Unterschriftensammlung dauerte vom April bis Juni 2014, anschliessend
reichte das Initiativkomitee 10'991 gultige Unterschriften bei der kantonalen Kanzlei ein;
10'000 waren fur das Zustandekommen der Initiative erforderlich.

Ab Januar 2016 beriet der Tessiner Grosse Rat Uber das Anliegen und erklarte die
Initiative in einem ersten Schritt als zuléssig. Im Juni 2016 debattierte das Parlament
wieder Uber die Initiative und lehnte sie ab, weil sie als juristisch nicht umsetzbar und
einschneidend erachtet wurde. Um die Initiative umsetzen zu kdénnen, wéren auch
Anderungen im Bundesrecht nétig. Die Mehrheit des Parlaments nahm hingegen einen
Gegenvorschlag zur Initiative an, der von einem CVP-Vertreter und Mitglied des
Grossen Rates, Fabio Bacchetta-Cattori (TI, cvp), formuliert worden war. Im
Gegenvorschlag wurde ebenfalls der Grundsatz der Bevorzugung von einheimischen
Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt, also der Kern der Initiative, aufgenommen.
Laut Bacchetta-Cattori, zitiert in La Regione, vermeide der Gegenvorschlag aber «eine
unnoétige Burokratisierung der Wirtschaft und korrigierte einige Aspekte bezuglich der
Form der entsprechenden Verfassungsanderung». Der Corriere del Ticino nannte den
Gegenvorschlag «wirksamer, pragnanter und zeitgemasser als der von der Initiative
vorgeschlagene Weg». In der Folge nahm der Grosse Rat den Gegenvorschlag mit 34 zu
26 Stimmen an, wobei die beflrwortenden Stimmen von Mitgliedern der FDP, der CVP
und der SP stammten.

Am 25. September 2016 stimmte die Tessiner Bevolkerung Uber die kantonale
Volksinitiative sowie Uber den Gegenvorschlag ab. Die Stimmbeteiligung lag bei 44.9
Prozent. Mit 58 Prozent Ja-Stimmen sprach sich die Tessiner Bevdlkerung fiir
Annahme der Initiative aus, wahrend der Gegenvorschlag nur von 37 Prozent der
Stimmblurgerinnen und Stimmbdrger beflurwortet wurde. In der Stichfrage entschieden
sich 52 Prozent der Tessinerinnen und Tessiner flr die Initiative.

Auch die NZZ berichtete, dass ein «Harmonisierungsproblem der entsprechenden
Anpassungen in der Katonsverfassung mit dem Ubergeordneten Recht» bestehe.
Bundesratssprecher Simonazzi betonte, dass es in der Kompetenz von Bundesrat und
Parlament liege zu entscheiden, ob die kantonale Initiative mit dem Bundesrecht
vereinbar sei. Im August respektive Ende 2017 befurworteten der Bundesrat und das
Parlament die Gewahrung der Verfassungsanderung, weil die neuen kantonalen
Bestimmungen nur Ziele vorgeben wirden und der Kanton Tessin nur einen geringen
Handlungsspielraum bei der Umsetzung der Initiative hatte. Im August 2019 reichte die
Tessiner Kantonsregierung schliesslich eine Standesinitiative mit der Forderung ein,
den Artikel 336 des OR so zu andern, damit Kindigungen im Zusammenhang mit
Lohndumping als missbrauchliche Kiindigungen gelten. Dies sollte es dem Kanton Tessin
erlauben, die Initiative schliesslich umzusetzen. National- und Stdnderat gaben der
Standesinitiative in den Jahren 2021 und 2022 jedoch keine Folge.

In der Wintersession 2015 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, einen Bericht
darlber zu verfassen, wie sich die laufenden Automatisierungsprozesse wie die
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt auswirken. Das diskussionslos gutgeheissene
Postulat Reynard (sp, VS) forderte neben einer nach Beschaftigungsbereichen
gegliederten Chancen-Risiken-Analyse auch, dass untersucht wird, wie sich der Wandel
auf das Sozialversicherungssystem auswirken wird und ob soziale und psychologische
Kosten entstehen werden. "
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Suite au passage dans les deux chambres des postulats 15.3854 et 17.3222, le Conseil
fédéral a présenté son rapport relatif aux conséquences de la numérisation sur
I'emploi et les conditions de travail. Les opportunités et les risques futurs de la
numérisation quant au marché de I'emploi, ainsi que les conditions-cadre nécessaires
pour assurer le plein-emploi et la qualité des emplois figurent également dans ce
rapport. Comme principale conséquence liée a la numérisation, celle-ci a engendré une
augmentation des emplois dans les secteurs de haute technologie au détriment des
secteurs a faible technicité. Ainsi, sur le marché du travail, la demande de profils aux
qualifications élevées s'accroit. Une flexibilisation des conditions de travail a également
été constatée en raison de la numérisation. Le rapport révele, comme opportunités
liées a la numérisation, l'accroissement de la productivité et de la flexibilité, ainsi
qu'une meilleure entrée sur le marché du travail notamment gréace a de nouveaux
modeles de travail. Toutefois, elle causerait également des risques au niveau de la
couverture sociale et de la qualité des emplois (perte). En réponse au postulat 15.3854,
le Conseil fédéral constate que le virage numérique n'a, a ce jour, pas engendré de colt
social et psychologique spécifique. Les effets de la numérisation sur le systéeme des
assurances sociales n'ont pu étre prouvés, mais il est possible qu'il y ait des
conséquences dans le futur. Toujours selon le rapport, le marché du travail suisse a su,
jusqu'a présent, s'adapter au phénoméne de numérisation. A ce stade, outre
|'assurance de la souplesse du cadre Iégislatif en droit des assurances sociales, il n'y a
pas lieu, pour le Conseil fédéral, de procéder a des modifications législatives majeures.
Par contre, selon lui, il est nécessaire que des mesures soient prises par la
Confédération pour renforcer la formation et développer la coordination entre la
politique du marché du travail et la sécurité sociale. Premierement, il faut que les
filieres de formation soient adaptées afin que soient offertes les compétences
demandées par le marché du travail. Deuxiemement, pour que les travailleurs restent
attractifs sur le marché du travail, I'apprentissage tout au long de la vie est jugé
nécessaire et s'acquiere notamment par les formations continues. Le Conseil fédéral
souhaite donc renforcer le systeme des formations continues particulierement pour les
travailleurs peu qualifiés et les travailleurs &gés. Outre les mesures relatives a la
formation, le Conseil fédéral charge le Département fédéral de I'intérieur (DFI) de lui
présenter un rapport analysant les perspectives offertes par une flexibilisation dans le
domaine du droit des assurances sociales avant 2019; cela, dans le but de prévenir et
d'éviter les risques de précarisation de I'emploi et d'un déplacement des charges sur la
collectivité et les finances fédérales. Finalement, afin de mieux évaluer les
développements induits par la numérisation, un monitorage est demandé au Secrétariat
d'Etat a I'économie (SECO), et I'Office fédéral de la statistique (OFS) a pour mission le
recensement des nouvelles formes de travail dés 2019. Ainsi, des données chiffrées
seront disponibles et apporteront des éclaircissements. "

Arbeitszeit

Das Bundesgericht fallte bezlglich der Uberstundenregelung einen
Grundsatzentscheid. Geméass Arbeitsgesetz Art. 13 muss Uberzeit generell mit 25%
Lohnzuschlag entschadigt werden. Bei gewissen Berufskategorien (Blropersonal und
technische Angestellte) gilt dies erst, wenn die Uberzeit 40 Stunden pro Kalenderjahr
Ubersteigt; im gegenseitigen Einverstandnis kann die Uberzeit auch durch Freizeit von
gleicher Dauer ausgeglichen werden. Nicht zuldssig ist hingegen, in einem
Arbeitsvertrag die Entschadigung fir Uberzeit ganz oder teilweise auszuschliessen. Das
Bundesgericht stitzte mit seinem Entscheid den Entschadigungsanspruch einer
Arbeitnehmerin, in deren Arbeitsvertrag Uberstunden als unvermeidlich und im Lohn
inbegriffen bezeichnet worden waren.

Toutefois, afin de sauvegarder leur compétitivité face a I'appréciation du franc suisse,
plusieurs entreprises exportatrices (entre autres Lonza, Bucher, Franke, Arbonia
Forster, Datwlyer, Alu Menziken et Bihler) ont demandé a leurs employés d’allonger le
temps de travail. Ces mesures se sont réalisées au cas par cas par des accords internes
sur la base du partenariat social. En contrepartie de I'allongement du temps de travail,
ces entreprises se sont engagées a ne pas recourir a des licenciements.

14
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Arbeitnehmerschutz

Auf Anfang des Berichtsjahres trat die Richtlinie Nr. 6508 der Eidg.
Koordinationskommission flur Arbeitssicherheit (EKAS) in Kraft. Damit wurden neu
praktisch alle Betriebe in der Schweiz gesetzlich verpflichtet, das Gefahrenpotential,
dem ihre Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, einzuschéatzen und je nach
Resultat geeignete Vorkehrungen zur Arbeitssicherheit zu treffen. Kritiker
(insbesondere der Kaufménnische Verband Zirich) warfen den neuen Vorschriften vor,
ihre Umsetzung verursache unverhéltnismassig hohe Kosten, sei zu sicherheitslastig
und verkenne die wichtigsten Gesundheitsrisiken am Arbeitsplatz (Stress, Mobbing
usw.). ®

Nach Ansicht des Nationalrats ist der Arbeitnehmerschutz im Bereich der Kiindigungen
gentugend ausgebaut. Mit jeweils rund 100 gegen etwas mehr als 60 Stimmen
verweigerte er drei parlamentarischen Initiativen Maillard (sp, VD) (03.425, 03.426,
03.427) die Gefolgschaft. Mit seinem ersten Vorstoss wollte Maillard
Massenentlassungen dann als missbrauchlich deklarieren, wenn die vorgeschriebene
Konsultation der Belegschaft wirkungslos ist, weil der Arbeitgeber bereits
unwiderrufliche Verpflichtungen gegenlber Dritten eingegangen ist. Mit einer zweiten
Initiative sollte die Dauer der Anhdérung bei Massenentlassungen auf mindestens drei
Wochen angehoben werden. Der Sprecher der vorberatenden Kommission begrindete
die Ablehnung damit, dass die Massnahme zu starr und den wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen zu wenig angepasst waren. Das heutige Recht, das auf die
Treuepflicht zwischen den Sozialpartnern und auf die Rechtsprechung im Einzelfall
abstellt, garantiere den Arbeitnehmenden einen angemessenen Schutz. Erfolgreich
widersetzte sich die Kommission auch dem dritten Vorschlag Maillards, bei
missbrauchlicher Kiindigung neben der heute vorgesehenen Entschéadigung die
Méglichkeit der Nichtigkeit im Gesetz zu verankern. Das Plenum folgte der
Argumentation der Kommission, wonach im Falle einer Kiindigung die Verhaltnisse oft
derart zerruttet sind, dass eine weitere Zusammenarbeit beiden Parteien nicht
zugemutet werden kénne. ¢

In der Sondersession vom Mai 2015 befasste sich der Nationalrat mit einer Teilrevision
des Obligationenrechts (OR), mit der die Rechtmaéssigkeit von Whistleblowing geklart
und der Schutz von Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmassigkeiten
aufdecken, verbessert werden sollte. Die grosse Kammer folgte dabei dem Antrag ihrer
Rechtskommission (RK-NR) und wies die Vorlage mit 134 zu 49 Stimmen bei 1 Enthaltung
an den Bundesrat zurlck. Fir die Kommission begriindete Nationalrat Jositsch (sp, ZH)
die Ruckweisung damit, dass die Vorlage derart kompliziert formuliert sei, dass es
insbesondere fur den normalen Rechtsanwender und damit den potenziellen
Whistleblower zu schwierig sei, tatsdchlich herauszufinden, wie er sich im konkreten
Fall zu verhalten habe. An der Grundstruktur der Vorlage, insbesondere am
vorgeschlagenen Kaskadenmechanismus und dem Anreiz flr die Schaffung interner
Meldestellen, soll der Bundesrat jedoch festhalten. Eine von der SVP unterstutzte
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte indes nicht auf die Vorlage eintreten. Die heutige
Losung sei besser als das, was vorliege, so Schwander. Stimmt der Stédnderat, der in der
ersten Lesung den bundesratlichen Vorschlag in einigen Punkten angepasst hatte, dem
Nationalrat in der zweiten Beratungsrunde zu, geht das Geschéaft definitiv an den
Bundesrat zurtck. "

Der Bundesrat muss die Teilrevision des Obligationenrechts (OR), mit der sogenannte
Whistleblower, die Unregelméssigkeiten am Arbeitsplatz aufdecken und melden, besser
geschutzt werden sollen, definitiv noch einmal Uberarbeiten. Der Stéanderat folgte
diskussionslos dem Nationalrat, der sich anlésslich der Sondersession vom Mai 2015 flr
eine Ruckweisung der Vorlage ausgesprochen hatte, weil diese, so Nationalrat Jositsch
(sp, ZH) fir die RK-NR, viel zu kompliziert formuliert sei. ®
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DATUM: 26.09.2016
DAVID ZUMBACH

POSTULAT
DATUM: 29.08.2018
DIANE PORCELLANA

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 22.03.1995
MARIANNE BENTELI

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1996
EVA MULLER

Der Bundesrat habe zu prifen, auf welche Weise touristische Transportunternehmen
wie Seilbahnen in arbeitsrechtlicher Hinsicht entlastet werden koénnten. Dieser
Meinung war der Standerat in der Herbstsession 2016 und Uberwies diskussionslos eine
Postulat seiner Kommission fur Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-SR). Das
Arbeitszeitgesetz (AZG) sei, so Standerat Wicki (fdp, NW) fur die Kommission, fir
touristische Betriebe nur partiell geeignet. Er schlug dem Bundesrat vor, das AZG
entweder fUr touristische Betriebe flexibel anzuwenden oder touristische
Unternehmen aus dessen Geltungsbereich zu entheben. *

Le Conseil fédéral a rendu son rapport en exécution du postulat sur la réduction de
I'assujettissement des entreprises touristiques de transport a la loi sur la durée du
travail (LDT). Il estime que le cadre légal, avec les révisions de la LDT et de I'ordonnance
relative & la loi sur la durée du travail (OLDT), tient compte des préoccupations des
entreprises de transport touristique. Selon lui, il ne faut pas davantage libéraliser et ne
pas exclure les entreprises de transport touristique du champ d'application de la LDT.
Si ces entités devenaient assujetties a la loi sur le travail (LTr), la charge administrative
augmenterait, puisque celles-ci devraient obtenir des autorisations exceptionnelles
plus fréquemment. 2°

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Bei der Revision des Arbeitsgesetzes beantragte Nationalratin Brunner (sp, GE) eine
zusatzliche Bestimmung, wonach die Arbeitgeber daflir zu sorgen haben, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Austbung ihrer beruflichen Tatigkeit keinen
Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumieren mussen. Sie visierte damit vor
allem Animierdamen und Tanzerinnen in Nachtlokalen an. Da der Bundesrat diesem
Antrag sehr positiv gegentiberstand, wurde er praktisch diskussionslos aufgenommen. '

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Die in den letzten Jahren wenig erfolgreiche CVP bekundigte den klaren Willen, ihren
Rang als drittstarkste Partei vor der SVP zu verteidigen und den 1994 begonnenen
parteiinternen Erneuerungsprozess zu vertiefen und zu beschleunigen. Drei
Arbeitsgruppen gingen ans Werk; sie befassten sich mit der Zukunft der Partei (Gruppe
Eugen David), mit der Programmatik (Gruppe Bruno Frick) und mit den eigentlichen
Parteistrukturen (Gruppe Adalbert Durrer).

Gestiltzt auf deren Vorarbeit wurden im November an einem Parteitag in Biel
inhaltliche und organisatorische Neuerungen verabschiedet. Programmatisch
prasentierte sich die CVP als jene aktive Gegenkraft zu den Parteien, die die Schweiz
polarisierten und lahmten und betonte ihren Flhrungsanspruch im politischen
Zentrum. Von der Rolle der Mehrheitsbeschafferin will sie wegkommen und vermehrt
eigenstandige Positionen erarbeiten. Im Wirtschaftsbereich reklamierte die CVP
bezlglich der KMU-Politik (kleine und mittlere Unternehmen) die Flhrungsrolle; sie will
ausserdem zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen einen neuen
«contrat social» initiieren.

Als zweiten Schwerpunkt nannte die Partei die soziale und familidare Sicherheit. Die
Delegierten sprachen sich flr Kinderzulagen von mindestens 200 CHF pro Monat aus
sowie - gegen den Widerstand des Wirtschaftsfligels - fur die Schaffung einer
Mutterschaftsversicherung fur Muatter im unteren und mittleren Einkommensbereich.
Diese soll ohne zuséatzliche Lohnprozente Uber die Erwerbsersatzordnung finanziert
werden. Andererseits sprach sich die CVP flr eine Stabilisierung der schweizerischen
Sozialleistungsquote auf dem heutigen Niveau aus. Ein allfélliger Ausbau einzelner
Sozialwerke musste folglich bei anderen kompensiert werden. |hre Haltung gegentber
dem europaischen Einigungsprozess will die CVP 1997 endgliltig klaren.
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HANS HIRTER

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.04.2015
SAMUEL BERNET

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

In der Volksabstimmung vom 1. Dezember Uber die Revision des Arbeitsgesetzes sahen
die Arbeitgeber eine Nagelprobe fiir die Bereitschaft der Schweizer Biirgerinnen und
Biirger, sich an die neuen Gegebenheiten eines globalisierten Marktes anzupassen.
Gross war denn auch die Enttduschung, als die von Gewerkschaften, der politischen
Linken und den Kirchen angefihrte Opposition gegen eine Lockerung der
Arbeitszeitbestimmungen eine deutliche Mehrheit hinter sich sammeln konnte. ??

Arbeitgeber

Der Arbeitgeberverband veroffentlichte im Frihling eine Liste mit 400 Frauen, die sich
fiir ein Verwaltungsratsmandat eignen. 200 davon waren zu jener Zeit bereits in einem
Verwaltungsrat bei einem grésseren Schweizer Unternehmen tatig. Die weiteren 200
Frauen kénnten gemaéss Arbeitgeberverband aufgrund ihres Leistungsausweises als
Verwaltungsratinnen fur ein Unternehmen mit mehr als CHF 100 Mio. Umsatz oder 400
Mitarbeitenden in Betracht gezogen werden und seien fur Anfragen offen. Gemass
einer im Jahr 2013 durchgefihrten Umfrage hatten etliche Verwaltungsratsprasidenten
angegeben, den Frauenanteil in ihren Gremien erhéhen zu wollen. Die Liste solle nun
das weitverbreitete Argument entkraften, es wirde nicht gentigend qualifizierte Frauen
fur die Besetzung von Verwaltungsraten geben, hiess es von Seiten des
Arbeitgeberverbands.

Die Publikation ist insbesondere vor dem Hintergrund der Forderung nach einer
Frauenquote zu sehen. Der Bundesrat will im Zuge der Aktienrechtsrevision flr grosse
borsenkotierte Unternehmen eine Geschlechterquote von 30 Prozent einfihren.
Demnach sollen weder Frauen noch Manner mit weniger als 30 Prozent im
Verwaltungsrat und in der Geschéftsleitung vertreten sein. Die publizierte Liste des
Arbeitgeberverbands sollte der bundesréatlichen Regulierungsabsicht den Wind aus den
Segeln nehmen. Gemass dem jahrlich publizierten Schilling-Report betrug Ende 2014
der Frauenanteil in den Verwaltungsrdten der hundert gréssten Schweizer
Unternehmen 15 Prozent und hat damit im Vergleich zum Vorjahr um zwei
Prozentpunkte zugenommen. Anders sieht es in den Geschéaftsleitungen der hundert
grossten Schweizer Unternehmen aus: Der Frauenanteil betrug dort Ende 2014 lediglich
sechs Prozent. %

1) Lib., NF et NZZ, 6.5.10 (TAF); NF, 5.11.10.

2) Gemaéss Schatzungen werden zurzeit in der Schweiz rund 35 Mia Fr. (ca. 9% des BIP) schwarz verdient (SHZ, 12.7.00; TA,
19.7.00; Presse vom 31.8.00). Fur erste Erfolge bei der Bekampfung der Schwarzarbeit in der Romandie siehe NZZ, 9.2.00.
Eine Ubersicht Giber das Ausmasses der Schwarzarbeit in 21 OECD-Landern zeigte, dass die Schweiz im internationalen
Vergleich relativ wenig von Schattenwirtschaft betroffen ist (NZZ, 25.11.00).

3) Presse vom 20.1. und 26.4.01. Das Seco schatzte, dass 2001 rund 37,5 Mia Fr. mit Schwarzarbeit erwirtschaftet wurden;
das sind gut 9% des BIP (WoZ, 16.8.01).6

4) BBI, 2002, S. 3605 ff.; Presse vom 17.1.02.

5) NZZ, 16.10.02.

6) AB NR, 2003, S. 1460 ff.; Siehe auch TG, 5.7.03

7) Presse vom 29.11.03. An der Griindung anwesend waren u.a. die bundesnahen Betriebe Post, SBB und Swisscom.

8) AB NR, 2005, S. 444 ff.

9) Presse vom 19.5.06.

10) Foglio ufficiale 2014 3549; CdT, 24.6.14; CdT, LaR, 10.6.16; CdT, 28.6.16; Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, 26.9.16

11) AB NR, 2015, S. 2292.

12) Rapport du Conseil fédéral sur les conséquences de la numérisation sur I'emploi et les conditions de travail du 8
novembre 2017

13) Presse vom 10.8.00.30

14) NZZ, 8.6.11; LT, 14.7.11; NZZ, 19.7.11.

15) NZZ, 26.1.00; Baz, 24.2.00.41

16) AB NR, 2004, S. 1357 ff.; AB NR, 2004, S. 282 ff.; TA, 4.3.04

17) AB NR, 2016, S. 659 ff.

18) AB SR, 2015, S. 784.

19) AB SR, 2016, S. 771.

20) Rapport CF du 29.8.18

21) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 834 ff.

22) BazZ, 26.6.96; NZZ, 5.7.96; TA, 2.12.96

23) Schweizerischer Arbeitgeberverband (2015). Fokus: Frauen im Verwaltungsrat.; TA, 20.4.15; NZZ, 22.4.15
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